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Der Wahlkampf läuft auf Hochtouren – jedenfalls jener der Kampagne Deutsche Wohnen und Co. 
enteignen (DWE). Kiezteams konzentrieren sich auf einen Häuserkampf, vor allem in den
Außenbezirken, um die Menschen auch zur Abstimmung zu bringen und eine Mehrheit zu erringen.

Die Chancen am 26. September stehen trotz Millionen, die die Immobilienlobby in Gegenkampagnen
steckt, nicht schlecht. Nach aktuellen Umfragen stehen 47 % der BerlinerInnen hinter der
Forderung nach Enteignung, 43 % lehnen sie ab. Die jüngsten Erhebungen zeigen außerdem, dass
mittlerweile auch eine Mehrheit der SPD-AnhängerInnen beim Volksentscheid mit Ja stimmen will.

Wie mit Vorwürfen sexueller Übergriffe umgehen?

Zugleich durchzog und durchzieht die Kampagne seit Ende Juni ein heftiger innerer Konflikt. Zu
diesem Zeitpunkt wurde von einer Aktiven gegen einen Sprecher der Kampagne der Vorwurf der
sexuellen Nötigung erhoben.

Dieser Vorwurf und der Umgang damit zogen weite Kreise, nicht nur in der Kampagne und deren
Umfeld selbst, sondern erreichten auch die Medien. Neben dem Neuen Deutschland berichteten
auch Tagesspiegel und Die Welt. Weitere werden wahrscheinlich folgen. Letzteren beiden – das wird
schon bei einer oberflächlichen Lektüre deutlich – geht es natürlich nicht um die Sache. Vielmehr
versuchen sie, den Vorwurf und den Umgang damit zu nutzen, um die gesamte Kampagne und die
Vergesellschaftung an sich politisch zu delegitimieren. Doch bevor wir darauf näher eingehen, kurz
zum Hergang der Auseinandersetzung in DWE selbst.

Der mutmaßliche Übergriff soll am 21. Juni am Rande einer öffentlichen Kundgebung der
Linkspartei auf dem Rosa-Luxemburg-Platz stattgefunden haben, wo diese etwa 30.000
Unterschriften zum Volksbegehren an DWE übergeben hatte. Es gibt die Aussagen der
beschuldigenden Person, was vorgefallen war. Der Beschuldigte dementiert diese Vorwürfe. Bis
heute gibt es viele Gerüchte, die sicherlich keiner Aufklärung dienlich sind.

Richtigerweise nahm die Kampagne die Vorwürfe von Beginn an sehr ernst, der Umgang damit
erwies sich jedoch aus verschiedenen Gründen als schwierig.

Erstens hatte DWE selbst zu diesem Zeitpunkt kein gemeinsames, anerkanntes Verfahren, wie mit
einem Vorwurf eines sexuellen Übergriffs umzugehen ist. Das kann der Kampagne sicher nur
bedingt vorgeworfen werden, zumal es ja auch keine allgemein anerkannte Sicht in der
ArbeiterInnenbewegung oder der Linken gibt.

Zweitens und damit verbunden prallten von Beginn zwei miteinander unvereinbare Vorstellungen
aufeinander.

Ein Teil der Kampagne, der sich letztlich durchsetzte, vertrat die Konzepte von „Definitionsmacht“
und „absoluter Parteilichkeit“. Diese besagen, dass nicht nur der Vorwurf ernst zu nehmen und der
Betroffenen möglichst große Unterstützung zu geben sei, sondern auch, dass die Behauptung  der
beschuldigenden Person selbst als Beweis für die Tat gilt. Dem Konzept der Definitionsmacht
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zufolge steht es nämlich nur der betroffenen Person zu, zu definieren, ob ein sexueller Übergriff
oder eine Grenzüberschreitung vorlag. Alles andere gilt als Täterschutz. Letztlich ist dabei nur die
subjektive Empfindung der beschuldigenden Person ausschlaggebend. Selbst die Frage danach, was
„tatsächlich“ vorgefallen ist, gilt schon als Relativierung des Vorwurf und der Tat.

Diese Position wurde vor allem von Menschen aus postautonomen und kleinbürgerlich-
akademischen Milieus vertreten. Insbesondere die stärkste politische Organisation in der
Kampagne, die Interventionistische Linke (IL), die vor allem in diesen Milieus verankert ist und eine
dominante Rolle im Ko-Kreis spielt, machte von Anfang an diese Ideologie zum Referenzpunkt des
Umgangs innerhalb der Kampagne und versuchte, dieser zu Beginn einfach ihre Methode
aufzuzwingen.

Probleme der Defintionsmacht

Das wurde richtigerweise kritisiert. Nachdem Transparenz und ein geregeltes demokratisch-
legitimiertes Verfahren eingefordert worden waren, legte der Koordinierungskreis einen
Verfahrensvorschlag zur Abstimmung vor, der weiterhin deutlich von Definitionsmacht und
Parteilichkeit geprägt war.

Der Strömung um die IL trat eine durchaus heterogene Reihe von GenossInnen entgegen, die die
Definitionsmacht zu Recht und grundsätzlich ablehnten, da diese Ideologie dem Beschuldigten
kategorisch jedes Recht auf Verteidigung und Beibringen von Beweisen oder Indizien für seine
Unschuld abspricht. Ein solcher Umgang in einer breiten Massenkampagne würde somit hinter
Errungenschaften des bürgerlichen Rechts (v. a. das auf Verteidigung) zurückfallen.

GenossInnen der Gruppe ArbeiterInnenmacht brachten wie auch andere KritikerInnen des Konzepts
der Definitionsmacht Änderungsvorschläge zum Entwurf des Ko-Kreises ein, die in der Substanz alle
von der Mehrheit um die IL abgelehnt wurden. Wir und andere KritikerInnen traten dafür ein, dass
eine Untersuchungskommission gebildet werden solle, die, so weit dies möglich ist, den Vorwürfen
auf den Grund geht und eine Empfehlung für das weitere Vorgehen der Kampagne ausarbeitet.
Darüber hinaus war es Konsens, dass der Beschuldigte für die Zeit der Untersuchung nicht
öffentlich für die Kampagne in Erscheinung treten sollte und sein Ämter ruhen würden.

Während am Beginn versucht wurde, das Konzept der Definitionsmacht einfach durchzusetzen, so
müssen  wir – wenn auch in der Abstimmung unterlegen – festhalten, dass die Entscheidung nach
mehreren Diskussionen demokratisch zustande kam.

Selbst wenn wir das Konzept der Definitionsmacht und seine identitätspolitischen Grundlagen
grundsätzlich ablehnen, so müssen wir festhalten, dass sich auch die Gegenseite mit einigen
Argumenten keinen Gefallen erwiesen, sondern durch Ton und Inhalt ihrer Argumente schwankende
Personen eher verprellt hat. Als Argument gegen die Vorverurteilung wurde oft vorgebracht, dass
der Beschuldigte ein verdienter Genosse und tragendes Mitglied der Kampagne sei und über
Fähigkeiten und Kontakte verfüge, die wir weiterhin dringend bräuchten. Auch wenn alle positiven
Beschreibungen zutreffen, kann das kein Freispruch sein und muss gerade angesichts einer
Korrelation zwischen Machtposition und Missbrauchsmöglichkeit die Beschuldigung genau
untersucht werden. In gewisser Weise haben damit leider die GegnerInnen der Definitionsmacht die
Gegenposition bekräftigt. Auch Vorwürfe der Manipulation oder des Machtmissbrauchs gegen IL
und Ko-Kreis wurden gegen Ende zu scharf und zu lange erhoben. Am Anfang haben Ko-Kreis bzw.
IL in der Tat Entscheidungen getroffen, die nicht legitimiert waren, wie den Ausschluss des
Beschuldigten und die Verlegung des DWE-Büros. Im weiteren Verfahren wurde sich aber um ein
formal korrektes und demokratisches Vorgehen bemüht, auch wenn das Ergebnis am Ende inhaltlich
falsch war.
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Mit der Definitionsmacht und Parteilichkeit fällt DWE nicht nur hinter die Errungenschaften der
Aufklärung und bürgerlichen Gesellschaft zurück, sondern bietet keine Perspektive für einen
Umgang mit sexuellen Übergriffen für eine linke, proletarische Bewegung. Diese Ideologie bildet
auch politisch keineswegs die Breite und Heterogenität ab, die DWE ausmachen und auch für den
Erfolg verantwortlich sind. Durch die Entscheidung wurde diese Stärke aufs Spiel gesetzt.

Es ist grundsätzlich legitim von IL & Co., ihre programmatischen und ideologischen Vorstellungen in
die Kampagne einzubringen und ihre Position dahingehend auszunutzen. Das heißt jedoch
keineswegs, dass dies strategisch gesehen für sie selbst oder die Kampagne klug war. Viele
AktivistInnen haben ihr Engagement sofort runtergefahren oder sind nicht mehr für DWE tätig.
Damit gehen nicht nur personelle Ressourcen in Zeiten schwerer Wahlkämpfe und nach dem
Volksbegehren verloren, sondern auch Netzwerke in Richtung MieterInneninitiativen, -verein und
Gewerkschaften. Die VertreterIn der IG Metall Berlin hatte ein Statement vorgelesen, das eindeutig
das Missfallen der IGM kundtat, wie DWE mit dem Vorfall umgegangen ist. Reiner Wild,
Vorsitzender des MieterInnenvereins hat DWE ebenfalls dafür kritisiert. Alles wichtige
BündnispartnerInnen! Wie die anderen Gewerkschaften und die SPD-Linke damit umgehen, bleibt
abzuwarten. Es ist jedoch kein Zufall, dass Organisationen und AktivistInnen, die strukturell oder
politisch der ArbeiterInnenklasse nahestehen, dieses Ergebnis kritisiert haben. Fakt ist, dass man
sie und alle BündnispartnerInnen für den Sieg an der Urne, aber auch für den tatsächlichen Kampf
für die Vergesellschaftung danach braucht. Der Umgang mit dem Verfahren schwächte aber dieses
gemeinsame Ringen, nicht nur weil es dem/r GegnerIn „Futter“ gibt, sondern die eigene Kampagne
schwächt. Dieser politischen Verantwortung müssen sich die IL  und ihre UnterstützerInnen stellen.
Zugleich müssen wir aber auch sagen: Ein Rückzug aus DWE, ein Fallenlassen der Kampagne ist der
falsche Schritt. Er nützt letztlich nur jenen, die immer schon gegen die Enteignung der
Immobilienhaie eintraten.

Bürgerliche Hetze

Die Artikel in Der Tagesspiegel und Die Welt belegen das. Sie haben den Konflikt und das
Rechtsverständnis der Definitionsmacht aufgegriffen – nicht weil es ihnen um die Sache geht,
sondern um die Kampagne selbst madig zu machen.

So wird eine anonyme Gewerkschafterin bemüht, die die „Interventionistische Linke“ als
„wohlstandsverwahrloste Narzissten-Truppe“ und deren Aktivisten und Aktivistinnen als „eitle
Berufsquatscher“ denunziert. In Wirklichkeit soll mit solcher Rhetorik die gesamte Initiative
diskreditier werden – frei nach dem Motto, nur Verrückte Linksradikale und „Sekten“ wollen
Unternehmen enteignen. So weiß der Tagesspiegel auch von rechtschaffenen Leuten zu berichten,
die es bereuen, an der Kampagne teilgenommen zu haben: „Zumindest in ver.di sagen einzelne nun,
man hätte sich auf die in der Kampagne aktiven ‚Sekten’ nie einlassen sollen.“

Die Stimmungsmache verfolgt einen Zweck. „Noch ist es Zeit zur Umkehr!“, legen Tagesspiegel und
Die Welt im Subtext nahe. Die MieterInnenvereine, die Gewerkschaften, DIE LINKE, die allesamt
DWE unterstützen, sollen sich am besten laut und vor dem 26. September zurückziehen. Bisher hat
ihnen noch niemand den Gefallen getan.

So erklärt die ver.di-Sekretärin Jana Seppelt gegenüber dem Neuen Deutschland vom 1. September
richtigerweise, dass dem Vorwurf des sexuellen Übergriffs natürlich nachgegangen werden müsse.
Vor allem aber stellt sie klar: „Gleichzeitig gibt es für mich keinen Anlass, die Ziele der Initiative
nicht zu unterstützen. Wir haben dazu klare Beschlüsse in der Organisation: Die Mieten fressen die
Löhne auf und die Kampagne hat überzeugende Konzepte.“

Das ist die richtige Antwort auf alle jene Bürgerlichen, die jetzt versuchen, politisches Kleingeld aus
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einem politischen Fehler der Kampagne zu schlagen und die Kampagne und ihre UnterstützerInnen
zu spalten. Der gemeinsame Kampf gegen Mietwucher, für Enteignung und für niedrige Mieten kann
und muss trotz ideologischer Differenzen weiter gemeinsam geführt werden. Daher:
Gewerkschaften, MieterInnenvereine, Linkspartei, linke SPD-lerInnen – tretet weiter für ein Ja beim
Volksentscheid ein! Es geht letztlich um eine klassenpolitische Konfrontation, nicht um durchaus
schwere, aufzuarbeitende und zu korrigierende Fehler der Kampagne. Daher noch einmal:
Unterstützung die Kampagne! JA zur Enteignung, stimmt JA beim Volksentscheid!


